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3 Textliche Festsetzungen

In Ergänzung zur Planzeichnung werdenfolgende Festsetzungengetroffen.

31 Planungsrechtliche Festsetzungen

3.1.1 Artder baulichen Nutzung gemäß $9 Abs.1 Nr.1 BauGB

Das Gebiet wird als MI (Mischgebiet) gemäß $6 BauNVO festgesetzt. Im Mischgebiet sind
gemäß $1 Abs. 5 BauNVO

« Tankstellen sowie

« Vergnügungsstätten

nicht zulässig.

3.1.2 Maß der baulichen Nutzung gemäß $9 Abs.1 Nr.1 BauGB

Die überbaubaren Grundstücksflächen sind auf die Maße wie folgt beschränkt: Die Grundflä-
chenzahl (GRZ) und die Zahl der Vollgeschosse sind gem. 817 BauNVO als Höchstgrenze
festgesetzt.

 

 

 

 

 

 

     

Nutzungsschablone | 6

Baugebietsteil Ä B

Gebietsart MI MI

Bauweise 0 0

Grundflächenzahl (GRZ) 0,25 0,35

Zahl der Vollgeschosse | |

Zahi der Wohneinheiten pro Wohngebäude 2 j 2 
 

In Baugebietsteil B sind bei der Ermittlung der Grundfläche die Grundflächen von Garagen
und Stellplätzen mit ihren Zufahrten i.S. des 819 Abs. 4 BauNVO sowie von Nebenanlagen
1.S. des $ 14 BauNVO nicht mitzurechnen.

3.1.3 Bauweise gemäß 89 Abs.1 Nr.2 BauGB

Im Baugebietist die offene Bauweise gemäß $ 22 Abs. 2 BauNVO zulässig.

3.1.4 Nebenanlagen,Stellplätze und Garagen gemäß 89 Abs.1 Nr.4 BauGB

Nebenanlagen, Stellplätze und Garagen sind ausschließlich innerhalb der überbaubaren
Grundstücksflächen zulässig. Nebenanlagen, die der Ver- und Entsorgung des Baugebietes
mit Elektrizität, Gas, Wärme und Wasser sowie der Ableitung von Abwasser dienen, sind
zulässig, auch wenn im Baugebietfür sie keine besonderen Flächen ausgewiesensind.
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3.1.5 Die höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden gemäß 89

Abs.1 Nr.6 BauGB

Die Zahl der Wohneinheiten wird auf 2 Wohnungen pro Wohngebäudefestgesetzt.

3.1.5 Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von

Boden, Natur und Landschaft, Flächen für das Anpflanzen von Bäumen,

Sträuchern oder sonstigen Bepflanzungen, Flächen mit Bindungenfür Be-

pflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen

Bepflanzungen sowie von Gewässern gemäß $1(a) BauG8i.V.m. $9 Abs.1

Nr.20, 89 Abs.1 Nr.25 a und b i.V.m. $9 Abs.1(a) BauGB

Vermeidungsmaßnahmen
 

 

V_1 Erforderliche Gehölzrodungen sind — insbesondere aus Gründen des Vogel-

schutzes - zwischen dem 01. Oktober und 28. Februar durchzuführen.

V_2 Baustelleneinrichtungen sowie eine Ablagerung von Bodenaushubmassen auf

festgesetzten Grünflächen oder Flächen zur Entwicklung von Natur und Land-

schaft sind nicht zulässig

V_3 Obstbäume, die durch entsprechende textliche Festsetzungen gesichert sind,

sind dauerhaft zur erhalten.
 

Ausgleichsmaßnahmen
 

A_1l Gestaltung der privaten Grundstücksflächen
 

Die Gestaltung der nicht überbauten Grundstücksfläche soll wie folgt vorgenommen werden:

Die private Grundstücksfläche ist als Nutzgarten, Naturgarten oder landschaftsgärtnerisch

anzulegen und dauerhaft zu erhalten. Der Vorgarten ist zu begrünen, sofern er nicht als Zu-

fahrt oder Zuwegung benötigt wird. Zur Gestaltung der Grünanlagen im Vorgarten und Gar-

tenbereich sind überwiegend heimische Laubgehölze entsprechend der Artenliste im Anhang

zu verwenden.

Pro 500 m? Grundstücksfläche ist ein klein- bis mittelkroniger Laubbaum entsprechend der

Artenliste im Anhang zu pflanzen.

Nadeigehölze (Thuja etc.) oder hartlaubige Straucharten (Kirschlorbeer etc.) sind als rück-

wärtige Randeingrünung zur offenen Landschaft nicht zulässig.

Flächenbefestigungensind auf das notwendige Maß zu beschränken. Flächenbefestigungen,

die eine Versickerung von Regenwasserzulassen, sind der Vorzug zu geben.
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Pflanzenschutz kein Einsatz von Pflanzenschutzmitteln

Grünlandpflege ist in der Zeit vom 1. Nov. eines Jahres bis zum 15. April des Folgejah-

res zulässig

Ausbesserung der Grasnarbe nur umbruchlos

Empfehlungen Einsatz eines „Wildretters‘, Mähen mit Doppelmessermähwerk

Sonstige Vorgaben die Zufütterung auf den Flächen mit Ausnahme von Mineralstoffen ist

nicht zulässig

sonstige Flächennutzungen sind nicht zulässig

Veränderung des Bodenreliefs und der Umbruchist verboten, Entwäs-

serungsmaßnahmen (z.B. Drainierungen) sind nicht zulässig

Vorhandene Be- und Entwässerungseinrichtungen dürfen ordnungs-

gemäß unterhalten werden, die Beregnung der Flächeist nicht zulässig

3.2 Bauordnungsrechtliche Gestaltungsvorschriften

3.2.1 Dachgestaltung

Im Gebiet sind sowohl Flachdächer als auch geneigte Dächer zugelassen. Es wird empfoh-

len, Flachdächer zu begrünen.

3.3 Hinweise

3.3.1 Kulturdenkmäler

Funde müssen gemäß $17 DschPflG unverzüglich gemeldet werden.

3.3.2 Ökologische Niederschlagswasserbewirtschaftung

Oberflächenwasserbewirtschaftung

Das anfallende Niederschlagswasser ist grundsätzlich auf dem Grundstück zurückzuhalten,

zu verwerten oderzu versickern. Niederschlagswassersoll ortsnah versickert, verrieselt oder

direkt oder über eine Kanalisation ohne Vermischung mit Schmutzwasserin ein Gewässer

eingeleitet werden, soweit dem weder wasserrechtliche noch sonstige öffentlich-rechtliche

Vorschriften noch wasserwirtschaftliche Belange entgegenstehen.

Die Beseitigung des Niederschlagswassers (Nutzung, Versickerung) hat unter Berücksichti-

gung der 88 5 und 55 WHG und des $ 13 Abs. 2 LWG zu erfolgen. Dabeiist auch nachweis-

lich sicherzustellen, dass aufgrund von Starkregenereignissen abfließendes Wasser im Au-

ßenbereich zurückgehalten oder schadlos weitergeleitet wird.

Schmutzwasserbeseitigung

Ein Anschluss an die Kanalisation der Ortsgemeindeist vorgesehen.
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3.3.6 Brandschutz

Die Verkehrsflächen im Baugebiet sind für den Einsatz von Brandbekämpfungs- und Ret-

tungsgeräten / Fahrzeugen, bezogen auf die Fahrspurbreiten, die Druckfestigkeiten und die

Kurvenradien, entsprechend den technischen Baubestimmungen zu errichten. Bei Gebäu-

den, die ganz oderin Teilen mehr als 50 Meter von deröffentlichen Verkehrsfläche entfernt

liegen, müssen Zufahrten analog den technischen Baubestimmungen verlangt werden.

Die Löschwasserversorgung ist mit 48 m?/ h über einen Zeitraum von 2 Stunden sicherge-

stellt. Damit verbunden sind nur Gebäude zulässig, deren überwiegende Bauart aus feuer-

beständigen, hochfeuerhemmenden oder feuerhemmenden Umfassungen sowie harten Be-

dachungen bestehen.

3.3.7 Begrünung im Bereich der Versorgungsanlagen und-leitungen

Bei einer Begrünung im Bereich von Versorgungsanlagen und -leitungen sind die Hinweise

des DVGW-Arbeitsblattes GW 125 - Baumanpflanzungen im Bereich von unterirdischen Ver-

sorgungsanlagen - zu beachten. Gemäß dem Regelwerk Abwasser - Abfall, Hinweise H 162

sind Kanalleitungen beidseits 2,50 m von Anpflanzungen freizuhalten, ohne dass Schutz-

maßnahmenerforderlich werden. Sollte dieser Sicherheitsabstand im Einzelfall unterschrit-

ten werden, sind Schutzmaßnahmenerforderlich, um die Gehölzwurzeln von den Versor-

gungsanlagen fern zu halten.

3.3.8 Radonbelastung

Hinsichtlich der Radonbelastung liegt das Plangebiet innerhalb einer Zone mit lokal hohem

Radonpotential. Entsprechend der Informationsbroschüre des Ministeriums für Umwelt und

Forsten Rheinland-Pfalz, Mainz ist besonders der „Transportweg" von Radon über das Kel-

lergeschoss sowie die Aufenthaltsdauer entscheidend. Für einen Neubau empfehlen sich

auch bei niedrigen Radonkonzentrationen in der Bodenluft die folgenden einfachen vorbeu-

genden Maßnahmen,die schon jetzt dem Stand der Technik bei Neubauvorhaben entspre-
chen:

*e Die Bodenpiatte sollte aus konstruktiv bewehrtem Beton mit einer Mindeststärke von

15 cm bestehen.

« Die Kellerwände sollten mit einer fachgerechten Bauwerksabdichtung nach DIN 18

195-4 gegen angreifende Bodenfeuchte geschützt werden. Das Dichtmaterial sollte

radondicht sein und so elastisch, dass es auch kleine entstehende Risse überbrü-

cken kann.

« Durchdringungen der erdberührten Kellerwände durch Leitungen oder Rohre sind

sorgfältig und dauerhaft gegen Radon abzudichten. Wenn die Kellerwände außen mit

einem nicht bindigem Material wie beispielweise Kies oder Splitt hinterfüllt werden,

kann das Radon schon dort an die Oberfläche treten und dringt nicht in den Keller

ein. Voraussetzung dafür ist aber, dass die Oberfläche dieser Drainage nicht versie-
gelt wird.

Dem Bauherrn ist zur Information die Broschüre "Experten geben Tipps zum Umgang mit

Radon" des Ministeriums für Umwelt und Forsten zur Verfügung zu stellen,
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